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Allgemeine Betreuungsbedingungen 
der Tageseinrichtungen für Kinder 

(privatrechtliches Betreuungsverhältnis)

Die nachfolgenden Allgemeinen Betreuungsbedingungen der Tageseinrichtungen für 
Kinder ergänzen den zwischen den Personensorgeberechtigten und dem Träger ge-
schlossenen Betreuungsvertrag. Die Personensorgeberechtigten wurden vor Unter-
zeichnung des Betreuungsvertrags ausdrücklich auf die Geltung der Allgemeinen Be-
treuungsbedingungen hingewiesen und hatten Gelegenheit, deren Inhalt zur Kenntnis 
zu nehmen. Mit Unterzeichnung des Betreuungsvertrags erkennen die Personensorge-
berechtigten die Allgemeinen Betreuungsbedingungen als verbindlich an.

§ 1 Aufgabe der Einrichtung

1. Tageseinrichtungen für Kinder sind Einrichtungen, in denen sich Kinder für einen Teil des 
Tages oder ganztägig aufhalten und in Gruppen gefördert werden (§ 22 SGB VIII). Der 
Förderungsauftrag umfasst Erziehung, Bildung und Betreuung des Kindes und bezieht sich 
auf die soziale, emotionale, körperliche und geistige Entwicklung des Kindes. Der Auftrag 
umfasst 

- die Förderung der Entwicklung des Kindes zu einer selbstbestimmten, eigenverantwort-
lichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit, 

- die Erziehung und Bildung in der Familie zu unterstützen und zu ergänzen,
- den Eltern dabei zu helfen, Erwerbstätigkeit, Kindererziehung und familiäre Pflege bes-

ser miteinander vereinbaren zu können.

2. Nach dem Kindertagesbetreuungsgesetz Baden-Württemberg (KiTaG) werden Einrichtun-
gen geführt als

- Kindergärten (für Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr bis zum Schuleintritt)
- Tageseinrichtungen mit altersgemischten Gruppen
- Einrichtungen mit integrativen Gruppen, in denen auch Kinder mit Behinderung betreut 

werden
- Einrichtungen der Kleinkindbetreuung / Kinderkrippen (für Kinder bis zur Vollendung des 

dritten Lebensjahres)

3. Je nach Konzeption der Einrichtung können unterschiedliche Betreuungszeiten und Betreu-
ungsformen in einer Gruppe angeboten werden. Die Betriebsform sowie die vereinbarten 
Betreuungszeiten des Kindes ergeben sich aus dem mit den Personensorgeberechtigten 
geschlossenen Betreuungsvertrag. 

§ 2 Aufnahme

1. Das Betreuungsverhältnis beginnt mit der Aufnahme des Kindes zum vertraglich vereinbar-
ten Zeitpunkt. Als Aufnahme in die Einrichtung gilt auch der Zeitraum der „Eingewöhnung“ 
in die Tageseinrichtung.

2. Die Aufnahme des Kindes auf der Grundlage der von den Sorgeberechtigten eingereichten 
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digitalen Platzvormerkung kann erst nach Unterzeichnung des Betreuungsvertrages durch 
die Personensorgeberechtigten sowie nach Vorlage der Bescheinigung über die ärztliche 
Untersuchung (Anlage 1) und eines ausreichenden Masernschutzes nach § 20 Abs. 9 In-
fektionsschutzgesetz erfolgen.

3. Über die Aufnahme der Kinder entscheidet der Träger der Einrichtung im Rahmen des 
Platzangebotes und der Aufnahmebestimmungen der Einrichtung. Ein Anspruch auf Auf-
nahme in die Tageseinrichtung besteht nur im Rahmen der verfügbaren Kapazitäten und 
unter Beachtung der geltenden Aufnahmevoraussetzungen. Soweit sämtliche verfügbaren 
Plätze belegt sind, ist ein Anspruch auf Aufnahme ausgeschlossen. An dessen Stelle tritt 
ein Anspruch auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung über die Platzanfrage. Ein An-
spruch auf Erweiterung der bestehenden Platzkapazitäten besteht nicht.

4. Jedes Kind muss vor der Aufnahme in die Einrichtung ärztlich untersucht werden. Über 
diese Untersuchung ist eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen (Anlage 1). Es wird emp-
fohlen, von der nach dem § 26 SGB V vorgesehenen kostenlosen Vorsorgeuntersuchung 
für Kinder von Versicherten regelmäßig Gebrauch zu machen. Maßgeblich für die Auf-
nahme ist je nach Lebensalter des Kindes zum Zeitpunkt der Aufnahme die letzte ärztliche 
Untersuchung (U1 bis U9). 

5. In der Einrichtung können nur Kinder aufgenommen und betreut werden, die über einen 
ausreichenden Impfschutz gegen Masern, eine Immunität oder den Nachweis über eine 
(vorübergehende) Kontraindikation verfügen.

Für Kinder

- unter 12 Monaten ist kein Nachweis über eine Impfung notwendig.
- von 12-24 Monaten ist ein Nachweis über die Masern-Schutzimpfung 1,
- ab 24 Monaten ist ein Nachweis über die Masern-Schutzimpfung 1 und 2 

notwendig und der Einrichtung vorzulegen. Der Nachweis kann über

- den Impfausweis („Impfpass“),
- eine Anlage zum Untersuchungsheft,
- ein ärztliches Zeugnis über den ausreichenden Impfschutz,
- ein ärztliches Zeugnis über eine Immunität oder 
- ein ärztliches Zeugnis, dass aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft 

werden kann,

erfolgen. 

Die Einrichtung dokumentiert die Vorlage des Nachweises gem. § 20 Abs. 9 IfSG (Anlage 
1). Es wird empfohlen, vor der Aufnahme des Kindes in die Einrichtung die von der Ständi-
gen Impfkommission des Robert-Koch-Instituts (STIKO) empfohlenen Schutzimpfungen 
vornehmen zu lassen. 

6. Mit der Aufnahme in die Einrichtung gilt die Leistung als in Anspruch genommen und be-
rechtigt zur Erhebung des Entgelts nach § 7.

7. Kinder mit einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung können in die Einrich-
tung aufgenommen werden, soweit ihren besonderen Bedürfnissen in der Betreuung, Bil-
dung und Erziehung innerhalb der Rahmenbedingungen der Einrichtung Rechnung getra-
gen werden kann. Das Wohl des zu betreuenden Kindes und der weiteren betreuten Kinder 
bzw. des Personals können es im Einzelfall zwingend erforderlich machen, die Erziehungs-
partnerschaft zwischen Einrichtung und Personensorgeberechtigten in besonderer Weise 
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auszugestalten und den Betreuungsvertrag entweder vor Aufnahme des Kindes oder wäh-
rend des Betreuungsverhältnisses schriftlich zu ergänzen. 

8. Kinder mit und ohne Behinderungen werden in gemeinsamen Gruppen betreut. Dabei wird 
berücksichtigt, dass sowohl den Bedürfnissen der behinderten als auch der nicht behinder-
ten Kinder Rechnung getragen wird.

9. Die Personensorgeberechtigten verpflichten sich, Änderungen in der Personensorge sowie 
Änderungen der Anschrift, der privaten und geschäftlichen Telefonnummern der Leitung 
unverzüglich mitzuteilen, um bei plötzlicher Krankheit des Kindes oder anderen Notfällen 
erreichbar zu sein.

§ 3 Änderung des Betreuungsumfangs

1. Eine Änderung des Betreuungsumfangs (Ummeldung) während der Vertragslaufzeit kann 
von den Personensorgeberechtigten in Textform beantragt werden. Eine Änderung des Be-
treuungsumfangs bedarf der Zustimmung des Trägers der Einrichtung. Der Träger der Ein-
richtung kann die Zustimmung insbesondere aufgrund nicht vorhandener Platzkapazitäten 
oder nicht ausreichenden Personalressourcen verweigern. Ein Rechtsanspruch auf Ände-
rung des Betreuungsumfangs besteht nicht.

2. Der Träger ist unter Einhaltung einer Frist von zwei Monaten zum Monatsende dazu be-
rechtigt, das Vertragsverhältnis in Textform zu kündigen, wenn grundlegende Änderungen 
der Betreuungskonzeption (Betriebsformen, Betreuungszeiten) oder andere wichtige 
Gründe dazu führen, dass die weitere vertragsgemäße Betreuung des Kindes nicht mehr 
möglich oder zumutbar ist und eine Reduzierung des vereinbarten Betreuungsumfanges 
erforderlich ist. Der Träger wird den Personensorgeberechtigten mit der Kündigung ein An-
gebot zur Fortsetzung des Betreuungsverhältnisses zu den geänderten Bedingungen un-
terbreiten. Die Rechte nach § 313 BGB bleiben unberührt.

§ 4 Beendigung des Vertrags; Kündigung

1. Die Personensorgeberechtigten können das Vertragsverhältnis mit einer Frist von zwei Mo-
naten zum Ende eines jeden Monats kündigen. 

2. Für Kinder in Kleinkindgruppen (Krippen) endet das Betreuungsverhältnis automatisch mit 
Vollendung des dritten Lebensjahres, ohne dass es einer Kündigung einer der Vertragspar-
teien bedarf, es sei denn, die Personensorgeberechtigten und der Träger vereinbaren die 
Fortsetzung des Betreuungsverhältnisses über diesen Zeitpunkt hinaus. 

3. Für Kinder, die zum Ende des Kindergartenjahres in die Schule überwechseln und bis zum 
Ende des Kindergartenjahres die Einrichtung besuchen, endet das Betreuungsverhältnis 
automatisch mit Ablauf des Kindergartenjahres, in welchem der Schuleintritt erfolgt, ohne 
dass es einer Kündigung einer der Vertragsparteien bedarf. Die Leitung der Einrichtung ist 
von den Sorgeberechtigen vom Schuleintritt rechtzeitig zu informieren. Es wird ausdrücklich 
darauf hingewiesen, dass es einer Kündigung des Vertragsverhältnisses durch die Sorge-
berechtigten nach § 4 Ziff. 1 bedarf, wenn das Kind während des Kindergartenjahres in die 
Schule überwechselt.

4. Soweit Kinder im Einschulungsmonat (in der Regel September), längstens bis zum Tag vor 
der Einschulung einen Betreuungsbedarf haben, ist dies durch die Sorgeberechtigten bis 
zum 31.05. des Jahres der Einschulung verbindlich in Textform bei der Gemeinde anzu-
melden. Ein Rechtsanspruch auf eine Betreuung bis zum Tag vor der Einschulung besteht 
nicht. Der Träger entscheidet darüber, ob eine solche Betreuung möglich ist.
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5. Der Träger der Einrichtung kann das Vertragsverhältnis mit einer Frist von zwei Monaten 
zum Monatsende kündigen, wenn er ein berechtigtes Interesse an der Beendigung des 
Vertragsverhältnisses hat, wobei die Gründe für ein berechtigtes Interesse des Trägers der 
Einrichtung im Kündigungsschreiben anzugeben sind. 

Ein berechtigtes Interesse des Trägers der Einrichtung an der Beendigung des Vertrags-
verhältnisses liegt insbesondere vor, wenn

a) der vereinbarte Betreuungsumfang über einen Zeitraum von 3 Monaten zu mindestens 
50 v.H. oder mehr unentschuldigt nicht in Anspruch genommen wird.

b) das Kind die Einrichtung über einen zusammenhängenden Zeitraum von mehr als vier 
Wochen unentschuldigt nicht besucht hat. 

c) erhebliche Auffassungsunterschiede zwischen den Personensorgeberechtigten und 
der Einrichtung beispielsweise über das Erziehungskonzept und/oder eine dem Kind 
angemessene Förderung in der Tageseinrichtung vorliegen und trotz eines vom Träger 
der Einrichtung anberaumten Einigungsgesprächs nicht ausgeräumt werden können.

d) der Träger der Einrichtung den Betrieb der Einrichtung aufgibt bzw. einstellt. 

6. Jede Vertragspartei kann das Vertragsverhältnis aus wichtigem Grund außerordentlich frist-
los kündigen, wobei der wichtige Grund im Kündigungsschreiben anzugeben ist. Ein wich-
tiger Grund liegt vor, wenn dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls, insbesondere eines Verschuldens der Vertragsparteien, und unter Abwägung 
der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis zum Ablauf der 
Kündigungsfrist oder bis zur sonstigen Beendigung des Vertragsverhältnisses nicht zuge-
mutet werden kann. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn

a) die Personensorgeberechtigten die vertraglichen Verpflichtungen trotz vorheriger 
schriftlicher Abmahnung nicht einhalten. 

b) durch die Betreuung des Kindes in der Einrichtung unverhältnismäßige Nachteile für 
andere in der Einrichtung betreute Kinder und/oder den Träger der Einrichtung entste-
hen, insbesondere wenn die Gefahr der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit 
anderer Kinder und/oder des betreuenden Personals besteht oder diese unzumutbar 
belästigt werden und auch ein vom Träger der Einrichtung anberaumtes Einigungsge-
spräch mit den Personensorgeberechtigten keine Änderung des Verhaltens des Kindes 
herbeigeführt hat.  

c) der zu entrichtende Elternbeitrag für zwei aufeinanderfolgende Monate trotz vorheriger 
Mahnung unter Kündigungsandrohung nicht bezahlt wurde.

d) der Nachweis, dass das Kind die gesetzlich vorgeschriebenen Impfungen erhalten hat 
- bzw. bei Vorliegen einer Kontraindikation, der Nachweis, dass eine Kontraindikation 
vorliegt - von den Personensorgeberechtigten trotz einer vom Träger der Tageseinrich-
tung gesetzten Frist von 4 Wochen schuldhaft nicht beigebracht wird. Lehnen die Per-
sonensorgeberechtigten die gesetzlich vorgeschriebene Impfung des Kindes ab, ob-
wohl eine Kontraindikation nicht vorliegt, ist eine Fristsetzung des Trägers der Tages-
einrichtung nicht erforderlich.  

7. Sämtliche Kündigungen bedürfen zu Ihrer Wirksamkeit der Textform.
§ 5 Besuch der Einrichtung, Öffnungszeiten

1. Das Kindergartenjahr beginnt und endet mit dem Ende der Sommerferien der Einrichtung. 
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Sind diese nicht definiert, beginnt das Betreuungsjahr am 1. September und endet am 31. 
August des Folgejahres.

2. Im Interesse des Kindes und der Gruppe soll die Einrichtung regelmäßig besucht werden.

3. Wenn ein Kind die Tageseinrichtung nicht besuchen kann, ist die Gruppen- oder Einrich-
tungsleitung unverzüglich in geeigneter Weise zu benachrichtigen.

4. Die Einrichtung ist regelmäßig von Montag bis Freitag, mit Ausnahme der gesetzlichen Fei-
ertage, der Schließtage (vgl. § 6) und der Ferien der Einrichtung geöffnet. Die regelmäßigen 
täglichen Öffnungszeiten werden in geeigneter Weise bekannt gegeben. Änderungen der 
Öffnungszeiten bleiben nach Anhörung des Elternbeirates dem Träger vorbehalten.

5. Der Besuch der Einrichtung richtet sich nach den vereinbarten Betreuungszeiten. Eine Be-
treuung außerhalb der vereinbarten Betreuungszeiten wird nicht gewährleistet. Für Kinder 
in der Eingewöhnungszeit können besondere Absprachen getroffen werden.

6. Die Kinder sind pünktlich zur vereinbarten Zeit abzuholen. Verspätetes Abholen des Kindes 
in der Einrichtung führt zu einer Störung des Betreuungsablaufs. Nach dreimaliger Verwar-
nung durch die Fachkräfte der Einrichtung ist eine Zahlung in Höhe von 10 € zu entrichten.  

7. Die Kindertageseinrichtungen nutzen eine Kindergarten-App als zentrales Kommunikati-
ons- und Informationsmedium. Über die App werden wichtige Mitteilungen, Informationen 
sowie organisatorische Hinweise an die Personensorgeberechtigten übermittelt. 

§ 6 Ferien und Schließung der Einrichtung aus besonderem Anlass

1. Die Ferienzeiten und Schließtage werden vom Träger der Einrichtung nach Anhörung des 
Elternbeirates jeweils für ein Jahr festgelegt und rechtzeitig bekanntgegeben.

2. Zusätzliche Schließtage können sich für die Einrichtung oder einzelne Gruppen u.a. aus 
den folgenden Anlässen ergeben: Wegen Krankheit, behördlicher Anordnungen, Verpflich-
tung zur Fortbildung, Fachkräftemangel, betrieblicher Mängel, Infektionsschutzmaßnahmen 
nach dem IfSG. Die Personensorgeberechtigten werden hiervon baldmöglichst unterrichtet.

§ 7 Elternbeitrag / Essensgeld

1. Für den Besuch der Einrichtung wird ein Elternbeitrag und gegebenenfalls zusätzlich ein 
Essensgeld (gemeinsam nachfolgend „Entgelt“ oder „Beitrag“ genannt) erhoben. Auf die 
Regelungen und Vereinbarungen im Betreuungsvertrag wird verwiesen. 

2. Beitragsmaßstab ist 
- der Umfang der Betreuungszeit, 
- das Alter des Kindes
- die Anzahl der Kinder unter 18 Jahren im Haushalt der Personensorgeberechtigen

Kinder getrenntlebender Eltern, denen das Sorgerecht gemeinsam zusteht, sind im Regel-
fall dem Haushalt zuzuordnen, in dem sie sich überwiegend aufhalten und wo sich ihr Le-
bensmittelpunkt befindet.

3. Bei einer Änderung der maßgeblichen Kinderzahl im Haushalt der Eltern erfolgt eine An-
passung des Entgelts zum nächsten Monatsersten. Die Sorgeberechtigten sind verpflich-
tet, eine Änderung der maßgeblichen Kinderzahl unverzüglich mitzuteilen. Eine rückwir-
kende Beitragsreduzierung ist ausgeschlossen.
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4. Der Elternbeitrag wird in zwölf Monatsbeiträgen bei gleich hohem Jahresgesamtbeitrag 
erhoben. 

5. Das Entgelt ist zu Beginn, spätestens bis zum 15. Werktag eines jeden Monats im Voraus 
zu bezahlen. Die Verpflichtung zur Zahlung des Entgelts endet mit Ablauf des Monats, in 
dem das Betreuungsverhältnis endet. 

6. Das Entgelt kann über das Lastschriftverfahren oder im Einzelfall per Überweisung ent-
richtet werden. Für den bargeldlosen Einzug des Elternbeitrages ist dem Träger ein SEPA-
Lastschriftmandat zu erteilen. Die Abbuchung erfolgt jeweils zum 15. des Fälligkeitsmo-
nats. Können Beiträge bei erteiltem SEPA-Lastschriftmandat nicht abgebucht werden und 
entstehen dem Träger dadurch Kosten, so sind diese in voller Höhe von den Personen-
sorgeberechtigten zu tragen. 

7. Das Entgelt ist von den Personensorgeberechtigten in der vereinbarten Höhe ab dem Be-
ginn des Monats an den Träger zu entrichten, in dem das Kind in die Tageseinrichtung 
aufgenommen wird. Mehrere Entgeltschuldner haften als Gesamtschuldner. Das Entgelt 
wird jeweils für einen Kalendermonat erhoben. Scheidet das Kind bis einschließlich den 
15. des jeweiligen Monats aus der Einrichtung aus bzw. wird das Kind nach dem 15. des 
jeweiligen Monats aufgenommen, ermäßigt sich das vereinbarte Entgelt für diesen Monat 
auf 50 v.H.

8. Das Entgelt ist eine Beteiligung an den gesamten Betriebskosten der Einrichtung und ist 
deshalb, vorbehaltlich der Regelung unter § 7 Abs. 9, auch während der Ferien, bei Nicht-
benutzung oder bei vorübergehender Schließung (vgl. § 6) und bis zur Wirksamkeit einer 
Kündigung zu bezahlen. Urlaub, Krankheit oder Quarantäne des Kindes führen nicht zu 
einer Erstattung. Bei Schließungen oder einer Reduzierung der Betreuungszeiten insbe-
sondere infolge höherer Gewalt, Streik, behördlicher Anordnung oder anderer vom Träger 
nicht zu vertretender Ereignisse werden weder Mehraufwendungen erstattet noch Ent-
gelte ermäßigt.

9. Für Schulanfänger ist der Elternbeitrag im letzten Kindergartenjahr für 12 Monate zu ent-
richten, auch dann, wenn der letzte Beitragsmonat bereits in die Sommerferien der Ein-
richtung fällt. Eine Kündigung zur Einsparung des letzten Monatsbeitrags wird ausdrück-
lich ausgeschlossen. Bei Schuleintritt während des Kindergartenjahres ist das Entgelt bis 
zur Beendigung des Vertragsverhältnisses zu bezahlen. 

10. Das Essensgeld wird nachträglich auf Grundlage der tatsächlich in Anspruch genomme-
nen Mittagessen abgerechnet. Nimmt das Kind aufgrund von Krankheit oder aus anderen 
wichtigen Gründen (z. B. Unfall oder ärztliche Behandlung) nicht am Mittagessen teil, wird 
hierfür kein Essensgeld berechnet, sofern das Kind bis spätestens 8:00 Uhr des betref-
fenden Tages elektronisch, telefonisch oder persönlich vom Mittagessen abgemeldet 
wurde. Maßgeblich für die Abrechnung sind die von der Kindertageseinrichtung dokumen-
tierten und tatsächlich in Anspruch genommenen Mittagessen.

§ 8 Anpassung des Entgelts

1. Der Träger ist berechtigt, den vereinbarten Elternbeitrag sowie das vereinbarte Essensgeld 
nach billigem Ermessen gemäß § 315 BGB anzupassen, wenn sich einer oder mehrere der 
nachfolgend abschließend genannten Kostenfaktoren verändern:

- Tatsächliche Betriebskosten der Einrichtung, insbesondere Personalkosten (einschließ-
lich tariflicher Änderungen), Sach- und Energiekosten, gesetzliche Abgaben, Lebensmit-
telpreise.

- Gesetzliche oder behördliche Vorgaben, die die Kosten der Leistungserbringung beein-
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flussen.
- Gemeinsame Empfehlungen der Kommunalen Spitzenverbände und der Kirchen zur 

Festsetzung der Elternbeiträge, soweit diese als unverbindliche Orientierungsgröße für 
die Beitragskalkulation dienen.

Eine Anpassung nach billigem Ermessen umfasst sowohl Erhöhungen als auch Senkungen 
des Entgelts. 

2. Über die Entgeltanpassung informiert der Träger die Personensorgeberechtigten in geeig-
neter Form mindestens einen Monat vor Inkrafttreten der neuen Entgelte.

3. Den Personensorgeberechtigten wird im Falle der Erhöhung des Entgelts durch den Träger 
ein Sonderkündigungsrecht eingeräumt. Sie können den Vertrag mit Wirkung zum Tag vor 
Inkrafttreten der Anpassung kündigen, wobei dem Träger der Einrichtung die Kündigung 
spätestens eine Woche vor dem Inkrafttreten der neuen Beiträge in Textform zugehen 
muss.

§ 9 Versicherung

1. Nach den derzeitig geltenden gesetzlichen Bestimmungen sind Kinder aller Altersgruppen 
gegen Unfall versichert (SGB VII)

- auf dem direkten Weg von der und zur Einrichtung,
- während des Aufenthalts in der Einrichtung,
- während aller Veranstaltungen der Einrichtung außerhalb des Einrichtungsgeländes 

(Spaziergänge, Feste etc.).

2. Alle Unfälle, die auf dem Weg zur und von der Einrichtung eintreten, müssen der Leitung 
der Einrichtung unverzüglich gemeldet werden.

3. Für Verlust, Beschädigung oder Verwechslung mitgebrachter persönlicher Gegenstände 
des Kindes (z. B. Kleidung, Spielsachen, Fahrräder etc.) wird keine Haftung übernommen, 
soweit kein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten des Trägers oder seiner Erfül-
lungsgehilfen vorliegt. Es wird empfohlen, die Gegenstände mit dem Namen des Kindes zu 
kennzeichnen.

4. Für Schäden, die ein Kind einem Dritten zufügt, haften unter Umständen die Eltern. Es wird 
deshalb empfohlen, eine private Haftpflichtversicherung abzuschließen.

§ 10 Regelung in Krankheitsfällen

1. Für Regelungen in Krankheitsfällen, insbesondere zur Meldepflicht, zum Besuchsverbot 
bzw. bei der Wiederaufnahme des Kindes in die Einrichtung nach Krankheit, ist das Infek-
tionsschutzgesetz (IfSG) maßgebend. Die Belehrung der Personensorgeberechtigten (§ 34 
Abs. 5 S. 2 IfSG) erfolgt durch die Kenntnisnahme des Merkblattes (Anlage 2)

2. Die über das IfSG geregelten und im Merkblatt zur Belehrung (Anlage 2) aufgelisteten Be-
suchsverbote und Mitteilungspflichten sowie Zustimmungspflichten des Gesundheitsamtes 
zum Besuch der Einrichtung sind zu befolgen. 

3. Bei Erkältungskrankheiten, Auftreten von Hautausschlägen, Halsschmerzen, Erbrechen, 
Durchfall oder Fieber sind die Kinder zu Hause zu behalten. Das gilt auch bei Kopflaus- und 
Krätzmilbenbefall, wenn die Behandlung nicht begonnen wurde.

4. Zur Wiederaufnahme des Kindes kann der Träger eine Bescheinigung des Arztes verlan-



8

gen, in der gemäß § 34 Abs. 1 IfSG bestätigt wird, dass nach ärztlichem Urteil eine Weiter-
verbreitung der Erkrankung oder der Verlausung nicht mehr zu befürchten ist.

5. In besonderen Fällen werden ärztlich verordnete Medikamente, die eine Einnahme in der 
Einrichtung während der Betreuungszeit notwendig machen, nur nach schriftlicher Verein-
barung zwischen Personensorgeberechtigten und den pädagogisch tätigen Mitarbeitenden 
verabreicht.

6. Chronische oder ansteckende Erkrankungen des Kindes, die eine besondere Betreuung 
oder medizinische Maßnahme erfordern (z. B. Allergien, Diabetes, schwere Asthmaformen 
etc.) sind der Einrichtungsleitung vor Betreuungsbeginn oder bei erstmaligem Auftreten un-
verzüglich mitzuteilen. 

7. Wenn Kinder während des Besuchs der Einrichtung erkranken, werden die Sorgeberech-
tigten ggf. auch am Arbeitsplatz benachrichtigt. Die Sorgeberechtigten müssen dafür Sorge 
tragen, dass das erkrankte Kind unverzüglich abgeholt wird. Sollten die Eltern oder Erzie-
hungsberechtigten im Falle eines Unfalls nicht zu erreichen sein, wird das Einverständnis 
zum Arztbesuch oder zur Aufnahme ins Krankenhaus vorausgesetzt. Die Beförderung er-
folgt in diesem Fall durch den Krankenwagen.

§ 11 Aufsicht

1. Die pädagogisch tätigen Mitarbeitenden sind während der vereinbarten Betreuungszeit der 
Einrichtung für die ihnen anvertrauten Kinder verantwortlich.

2. Die Aufsichtspflicht des Trägers der Einrichtung beginnt erst mit der Übernahme des Kindes 
durch die Betreuungskräfte in der Einrichtung und endet mit der Übernahme des Kindes in 
die Obhut eines Personensorgeberechtigten bzw. einer von diesen mit der Abholung be-
auftragten Person. Sollte das Kind nicht von einem Personensorgeberechtigten, sondern 
einer anderen Begleitperson abgeholt werden, bedarf es dazu einer schriftlichen Einver-
ständniserklärung (Anlage 3). Die Einrichtung wird dazu jeweils benachrichtigt. Leben die 
personensorgeberechtigten Elternteile getrennt und hält sich das Kind mit Einwilligung des 
einen Elternteils oder auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung gewöhnlich bei dem an-
deren Elternteil auf, so entscheidet allein der Elternteil, bei dem das Kind lebt.

3. Dem ordnungsgemäßen Übergang in den jeweils anderen Aufsichtspflichtbereich ist be-
sondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

4. Auf dem Weg von und zur Einrichtung obliegt die Aufsichtspflicht grundsätzlich den Perso-
nensorgeberechtigten. Die Personensorgeberechtigten können durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Träger (Anlage 4) entscheiden, ob das Kind alleine nach Hause gehen 
darf. Für die Entscheidung sind der individuelle Entwicklungsstand des Kindes, die konkre-
ten Umstände sowie die örtlichen Gegebenheiten maßgeblich. Leben die personensorge-
berechtigten Eltern getrennt und hält sich das Kind mit Einwilligung des einen Elternteils 
oder auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung gewöhnlich bei dem anderen Elternteil 
auf, so entscheidet allein der Elternteil, bei dem das Kind lebt.

5. Bei gemeinsamen Veranstaltungen (z.B. Feste, Ausflüge) sind die Personensorgeberech-
tigten aufsichtspflichtig, sofern vorher keine andere Absprache über die Wahrnehmung der 
Aufsicht getroffen wurde.

§ 12 Elternbeirat
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Die Eltern werden durch einen jährlich zu wählenden Elternbeirat an der Arbeit der Einrich-
tung beteiligt (siehe hierzu die Richtlinien über die Bildung und Aufgaben der Elternbeiräte).

§ 13 Datenschutz

1. Der Träger der Einrichtung verarbeitet personenbezogene Daten unter Beachtung der für 
ihn einschlägigen datenschutzrechtlichen Vorgaben (DSGVO, LDSG BW etc.).

2. Über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten im Zusammenhang mit der Durch-
führung des Betreuungsverhältnisses wurden die Personensorgeberechtigten anhand der 
als Anlage 5 beigefügten Datenschutzhinweise zum Betreuungsvertrag gemäß Art 13 
DSGVO informiert. 

§ 14 Rechtsverhältnis

Das Rechtsverhältnis für die Benutzung der Kindertagesstätten ist privatrechtlich ausgestaltet. 
Für Streitigkeiten aus dem Betreuungsverhältnis gelten die gesetzlichen Zuständigkeits- und 
Verfahrensvorschriften.

§ 15 Wirksamwerden

Diese Allgemeinen Betreuungsbedingungen treten zum 01.09.2026 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Benutzungsordnung für die Kindertagesstätten der Gemeinde Brigachtal 
vom 22.11.2016 außer Kraft.

Brigachtal, 01.09.2026

gez. Michael Schmitt
Bürgermeister


